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Im Verlage von Herm. Gottfr. Effeubart's Erben. Berautwortlicher Redakteur: A. H. G. Effenbart. 


f Berlin, den 20. Oktober. 
Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht, dem Geheimen 


für das Medizinalweſen, unter Ernennung deſſelben zum Ehren⸗Mitgliede 
dieſer Behörde in Gnaden zu bewilligen, und den Geheimen Medizinal⸗ 


Rath und Profeſſor Dr. Buſch zum ordentlichen Mitgliede derſelben zu 


ernennen. 8 

Se. ‚Majeftät der König haben Allergnädigſt geruht, dem bisherigen 
Oekonomie ⸗Kommiſſions⸗Rath Rohlwes zu Labes den Titel „Landes⸗ 
Oekonomie Rath „zu verleihen. 


öffentliche Arbeiten Excellenz wird vom 24ſten d. M 
magnetiſche Telegraphen-Linie zwiſchen Berlin und Frankfurt a. M. für 


die Beförderung von Privat-Depeſchen unter den in dem Regulativ vom Etat aufgenommen, oder, nach erfolgter Feſtſtellung deſſelben, durch beſon⸗ 


8 dnet find, oder auf Staatsverträgen beruhen. 
plare des Regulatſvs nebſt Tarif find für 2¼ Sgr. pro Exemplar eie be en Min, 79 8 ; 


6. Ni d. J. erhaltenen Bedingungen eröffnet werden. 
rem 


bei allen Stationen der Linie zu haben. 
Berlin den 18. Oktober 1849. 
Königliche Telegraphen- Direetion. 
du Vignau. Nottebohm. Gottbrecht. 


Deutſchland. 
Stettin. Von Berlin wird aus ſehr guter Quelle die Nachricht mitge⸗ 


theilt, daß die Engländer und die Franzoſen in dieſem Augenblick ſchon 
40 große Schiffe in der Nähe der Dardanellen haben dürften. (Dies be⸗ 


ſtätigen auch Nachrichten von andern Orten.) England ſoll unerhörte 


Anstrengungen machen, um binnen drei Monaten 100 Kriegsſchiffe armirt | ſind die Kammern. 
als dem Wortlaut nach wird ſich für die Dauer kein Miniſterium in 


Berlin, 19. Oktober. (57. Sitzung der Erſten Kammer.) Der Abg. 


zu haben. 


v. Rother ſucht einen vierwöchentlichen Urlaub wegen des lebensgefahr⸗ 

lichen Zustandes feines Vaters, des Geh. Staatsminiſters von Rother, 

ee re 191 7 0 
ie Kammer geht zur Tagesordnung über, zur Fortſetzung der Bera⸗ 

thung über den Abschnitt der 8 a 108 l 

eines Satztheiles des Art. 108. 


Abg. Camphanſen, als Berichterſtatter. Da der Centralausſchuß 
ſich für Beibehaltung des wiederkehrenden Rechts der Steuerbewilligung 
erklärt hat, muß ich denen gegenüber, die jenes Recht für die den ö 

em 
falſchen Ronſtitutionalismus, der auch ein ſechszigjähriger Irrthum genaunt 8 
1 Hr 1 9 Syſtem, ein wahrer Konſtitutionalismus ent⸗ 
Haß ast wenden er fogenannte „falſche“ Konſtitutionalismus will angenommen, da ihr keine Verfaſſung, oder doch eine Verfaffung wollt, die 


nicht wollen, proteſtiren gegen den Ausdruck „Steuerverweigerer.“ 


daß Steuern erhoben werden mit Bewilligung der drei Faktoren. Nach 


dem neuen Syſtem ſoll eben nur eine neue Steuer von den Kammern be⸗ 
willigt werden; es liegt jedoch in der Natur der Sache, daß ſolche neue 


Steuern nur auf das möglichst geringſte Zeitmaaß beſchränkt werden, da⸗ 
durch aber eine gefährlichere Steuerbewilligung erwachſen würde, die eher 
den Titel der Steuerverweigerung verdient, als jede andere Art der 
Steuerbewilligung. Beide Parteien haben ihr Weſentliches darin, daß die 


eine die Stärke der Regierung, die andere nicht die Schwäche der Kam- | 
mern will. Es kann nicht meine Aufgabe ſein, vermittelnd hier eintreten 


n wollen; ich 


wende mich vielmehr zu den eingegangenen verſchiedenen 
Verbeſſerungs⸗Vorſchlägen. 
ede Amendements.) Ich halte an der Aeußerung des Herrn Mini⸗ 
B des Innern feſt, nach welcher das Miniſterium, wie auch desfallfige 
Beſchlüſſe der beiden Kammern ausfallen, dieſelben in reifliche Erwägung 
an wird, und es iſt auch Sache der Regierung, zu prüfen und auf 
57 dieſer Prüfung mit ihrer Verantwortlichkeit zu handeln. Auch ich 
in nicht für den Vorſchlag des Ausſchuſſes, will ihm aber gern beitreten, 
wenn darin ein Mittel, das Extreme der Anſichten und Meinungen aus⸗ 
zuſöhnen, gefunden wird. i de Bravo.) 


Die Kammer geht ü g 5 ; 
Akt. 98. 90. geht über zur Berathung und Beſchlußnahme über die 


Art. 99. Mit dieſem Artikel iſt die Berathung über den bezüglichen 


1 9 15 Artikel 108 in Verbindung gebracht, Es werden daher hier beide 

. Tert der Verfaſſungs⸗ Urkunde. Art. 99. Steuern und Ab aben für 
die Staatskaſſe dürfen nur, ſo weit fie in den Staatehausbelts⸗Elat auf⸗ 
genommen oder durch beſondere Geſetze angeordnet find, erhoben werden. 


No. 246, Montag, den 22. Oktober 1849. 


Artikel: 


„ab auch die elektron. 


fi ee 


erfaſſung, Art. 8 — 103, mit Einſchluß licher als jede andere. M. H., wer das Recht hat, den Staatshaushalt 


zu revidiren, hat noch nicht die Pflicht, ihn feſtſtellen zu müſſen. Man 


(Der Redner ergeht ſich in einer Kritik der 


Aus Art. 108. Die beſtehenden Steuern und Ausgaben werden forter 
S. | hoben, bis fie durch ein Geſetz abgeändert werden. 

Medizinal⸗Rath und Profeſſor Dr. Johannes Müller die nachgeſuchte 
Entlaſſung aus der Stellung als Mitglied der wiſſenſchaftlichen Deputation 


Beſchlüſſe der zweiten Kammer. Steuern und Abgaben für die Staats⸗ 
kaſſe dürfen nur, fo weit fie in den Staatshaushalts - Etat aufgenommen, 


oder, nach erfolgter Feſtſtellung des letzteren, durch beſondere Geſetze an⸗ 


geordnet ſind, erhoben werden. 5 
Hierzu gehören noch die von der zweiten Kammer beliebten neuen 


Tritt die Verzögerung dadurch ein, daß ſich beide Kammern über den 
Etat nicht vereinigen können, ſo werden die bisher bewilligten Steuern ſo 


lange forterhoben, bis die Einigung erfolgt iſt. — Die Bewilligung von 


l i TI HOT SEONBTIERR TI [Steuern darf Seitens der Kammern nicht an Bedingungen geknüpft wer- 
Mit Genehmigung des Herrn Miniſters für Handel, Gewerbe und h 1 tte beten. 


den, welche die Verwendung dieſer Steuern nicht unmittelbar betreffen. 
Vorſchlag des Centralausſchuſſes. Steuern und Abgaben für die 
Staatskaſſe dürfen nur erhoben werden, ſoweit fie in den Staatshaushalts⸗ 


Tritt eine Verzögerung der Feſtſtellung des Etats dadurch ein, daß 
ſich beide Kammern über den Etat nicht vereinigen können, ſo werden die 
en Steuern fo lange fort erhoben, bis die Einigung er- 
olgt iſt. 

5 ; Zu den beiden Artikeln find verſchiedene Verbeſſerungs⸗Vorſchlaͤge 


Milde. Ich und meine Freunde haben dem Art. 108 keine 


i bg. 
andere ER als eine tranſitoriſche gegeben, nachdem wir aber von 


der rechten Seite des Hauſes und dem Miniſtertiſche eine andere Inter⸗ 
pretation des Artikels vernommen, müſſen wir uns dagegen verwahren. 
Vom Miniſtertiſche iſt geſagt worden, der Art. 108 liege feſt begründet 
im Willen des Volks, woher aber weiß man das? Iſt die Meinung des 
Miniſteriums die des Volkes? Ich glaube, die legale Meinung des Volkes 
Dem Geſetze vom 6. April 1848 ſowohl dem Sinne 


Preußen zu entziehen vermögen, und in ihm liegt klar das Steuerbewilli⸗ 
gungsrecht. M. H.: Sie werden jeden Mann im Volke verletzen, wenn 
Sie erklären, das Steuerbewilligungsrecht haben wir der Krone zurückge⸗ 
geben. Man hat bier den ſcharfſinnigen Unterſchied gemacht zwiſchen Kon⸗ 
ſtitutionalismus und parlamentariſcher Regierung; ich verſtehe das nicht, 
weiß aber, daß eine konſtitutonelle Regierung eine einheitliche iſt, einheit⸗ 


hat im vorigen Jahre einer Partei mit Recht den Vorwurf gemacht, eine 
Verfaſſung anzuſtreben, die für eine Republik mehr als für die Monarchie 
paffen dürfte, man hat von der Tribüne herab den Leuten den Vorwurf 
emacht, wie konntet ihr ein Mandat annehmen, da ihr ſolche Geſinnung 
habt; mit demſelben Recht kann man heute der Gegenpartei den Vorwurf 
machen, warum habt ihr für die konſtitutionelle Regierung ein Mandat 


dem Abſolutismus nahe kommt. 


Der Abg. Walter. Der Art. 108 hat, wie er hier ſteht, nicht nur 


eine ſehr politiſche, ſondern auch finanzielle Bedeutung. Die Geſundheit 
unſerer Finanzen iſt unleugbar, die Börſe ſpricht es laut aus, ein Anderes 


aber würde es ſein, wenn der Staat ausdrücklich das Steuerverweigerungs⸗ 
recht ausſpricht; ich erinnere nur an die Fluktuationen, welche die Börfe 
weiſen würde zur Zeit der jährlichen Budgetsbewilligung. Der ehren⸗ 
werthe Abg. Dahlmann hat mit innerer Bewegung den gefeierten Namen 
Stein in die Debatte gebracht zu Gunſten des Steuerbewilligungs⸗ 
rechts; ich werde zwei Briefe deſſelben großen Staatsmannes hier mit⸗ 


theilen (lieſt zwei Briefe Stein's an s. Humboldt und v. Gneiſenau vor, 


in welchen vor den drohenden Gefahren des Steuerbewilligungsrechts ge⸗ 
warnt wird). 


Der Abg. Wittgenſtein. Das Recht der Steuerbewilligung von 


Seiten der Stände, der Kammern, oder ſelbſtredend, das Selbſtbeſteue⸗ 
rungsrecht der Nation, iſt ein uraltes deutſches Recht. Es liegt in der 


Natur der Sache, daß die Regierung im konſtitutionellen Staate nicht ein⸗ 
ſeitig die Geldmittel des Staates verwendet und die Mittel dazu in den 
Steuern erhebt. Es giebt hier kein Drittes: ein Jeder von Ihnen wird 
ſich zu entſcheiden haben, ob er der Regierung das Recht geben will, nach 
alleinigem Gefallen die Steuern der Natur (27), oder ob das Volk in 
feigen ee ſich ſelbſt beſteuert, und ſeine „Steuern nur mit ſeinem 
Willen verwendet wiſſen will. Meine Herren, hüten wir uns, das Steuer- 
bewilligungsrecht als einen leeren Schatten, eine Täuſchung in die Verfaf- 
ſung aufzunehmen. Das rückhaltsloſe Steuerbewilligungsrecht wird die 
Vertreter des Volkes ganz an ihre Pflicht erinnern, und es iſt kein Grund 


a 


e Befürchtung vorhanden, als werden fie dies ihr Recht mißbrauchen. 
Meine Herren, man ſpricht immer von dem Steuerverweige rungs⸗ 
beſchluß des vorigen Jahres, aber ich frage, hat er denn beigetragen, den 
Staat dem Abgrund entgegenzuführen, oder hat er nicht vielmehr 
beigetragen, den Staat zu retten? Ich zweifle nicht, daß dem 
immer ſo fein wird. Auch die Männer, welche bisher das Staatsruder mit 
ſo viel Muth und Geſchick geführt haben, ſcheinen doch nicht ihrer Kraft 
bis dahin zu trauen, daß ſie entgegentreten wollen der Gefahr, die Leicht⸗ 
finn oder Böswilligkeit aus dem Steuerbewilligungsrecht etwa für das 
Land hervorrufen könnten. Ich werde zunächſt für Streichung des Art. 108 
ſtimmen, dann aber für alle diejenigen Amendements, die das Prinzip am 
mein noch wahren, an der Grenze aber für das Amendement des Abg. 
v. Ammon. 

Ein eingegangener Antrag auf Schluß der Debatte findet auf beiden 
1 Hauſes reichliche Unterſtützung und wird trotz Widerſpruch ge⸗ 
nehmigt. 

Nach Regelung der ziemlich ſchwierigen Frageſtellung ziehen die Abg. 
Stahl, Walter und Carl ihre Amendements zurück. 

Zunächſt wird darüber abgeſtimmt, ob über die im Amendement des 
Abg. v. Jordan liegende Präjndizialfrage (ob der Satztheil 108 hier bei 
Art. 99 ſtehen bleiben ſoll?) zuerſt abgeſtimmt werden ſoll. Das Reſultat 
ergiebt: unter 138 Stimmenden find 81 für den Vorgang der Praͤjudizial⸗ 
frage, 57 dagegen. 

Der Abg. Magnus trägt auf Theilung des Amendements, auf Inhalt 
des Art. 108 erſtens, und den locus des Art. zweitens, an, die Kammer 
tritt ihm jedoch einhellig nicht bei. 

1. Sollen die Worte im Art. 99 „nach erfolger Sekkelung deſſelben“ 
auf Antrag des Central⸗Ausſchuſſes in den Text der Verfaſſung aufgenom⸗ 
men werden? Unter 139 Anmejenden ſtimmen 74 für und 65 gegen die 
Weglaffung dieſer Worte. 

In der verlangten namentlichen Abſtimmung ſtimmten unter 141 An⸗ 
weſenden 64 für die Beibehaltung, 77 für Weglaſſung. Die vom Cen⸗ 
tral⸗Ausſchuß eingeſchobenen Worte werden alſo geſtrichen. 

vn Beibehaltung haben geſtimmt die geſammte Rechte. Von der 
Linken Matzke. 

2. Der Zuſatz des Central⸗Ausſchuſſes „oder auf Staatsverträgen be⸗ 
ruhen“ wird angenommen. 

3. Der ſo verbeſſerte erſte Satz des Art. 99 wird angenommen. 

4. Der Antrag des Abg. v. Jordan (daß der erſte Satztheil des Art. 
108 Hier aufgenommen werde, die Worte: „Die beſtehenden Steuern und 
Abgaben werden forterhoben, bis ſie durch ein Geſetz abgeändert werden“) 
wird unter 141 Stimmenden von 84 bejaht, von 57 verneint. Der An⸗ 
berg iſt alſo angenommen, und ſomit iſt die Beſchlußnahme über Art. 99 

endet 


Der Präfident will nunmehr übergehen zu Art. 98. Die Verſamm⸗ 
lung jedoch wünſcht wegen vorgerückter Zeit den Schluß, dem ſich auch der 
Präſident nicht widerſetzt. 

Verlin, 20. Oktober. (58 ſte Sitz ung der erſten Kammer.) 

Die Kammer geht über zur Tagesordnung, zur Fortſetzung der Be⸗ 
rathung und Beſchlußnahme der Art. 98 bis 103., zunächſt zur Debatte 
über Art. 98. 

Die Abg. Graf v. Alvensleben und Stahl ziehen die zu dieſem 
Artikel geſtellten Amendements zurück. 

Abg. Tamnau vertheidigt das von ihm geſtellte Amendement mit 
wenigen Worten. 

Der Abg. Camphauſen als Berichterſtatter wünſcht, da das ge⸗ 
rige Votum eine Schwächung der Kammer geweſen, dieſe Schwächung 
auch heute weiter geführt, alſo das Amendement des Abg. Tamnau an⸗ 
genommen werde. 

Der Finanzminiſter erklärt ſich Namens der Regierung mit der 
Anſicht des Berichterſtatters zu Gunſten des Amendements Tamnau ein⸗ 
verſtanden, falls für 6 Monate geſetzt wird: 12 Monate. Bei der Ab⸗ 
ſtimmung wird 1) der erſte Satz nach Faſſung des Central⸗Ausſchuſſes 
angenommen; 2) der 2te Satz angenommen; 3) der 3te Satz an- 
genommenz 4) der 4te Satz einſtimmig verworfenz 5) das Amen⸗ 
dement des Abg. Tamnau mit Ausſchluß der Zahl der Monate ange- 
nommen; die Frage: 6) ſollen 6 Monate (das Amendement des Abg. 
Tamnau) aufgenommen werden? wird nach . een 135 Stim⸗ 
menden von 65 bejaht, von 70 verneint; die 6 Monate ſollen alſo 
nicht aufgenommen werden. 7) die Frage: ſollen 12 Monate in das 
Amendement Tamnau aufgenommen werden? wird nach Zählung unter 
134 Anweſenden bejaht von 68, verneint von 66; 8) der letzte Satz im 
Vorſchlag des Centralausſchuſſes wird verworfen. 

h Hiermit iſt die Abſtimmung über Art. 98 beendet. 


Berlin, 19. Oktober. (Sitzung der zweiten Kammer.) Praſident: 
Graf v. Schwerin. Eröffnung der Sitzung 12%, Uhr. 

Gegen das Protokoll werden keine Erinnerungen erhoben. 

Die Verſammlung geht zur ferneren Berathung des Gewerbegeſetzes 
über. Angenommen werden ohne Diskuſſion; §. 3, 4, 5, 6. Bei F. 7 
findet eine kurze Debatte ſtatt, die ſich auf ein zu dem . eingebrachtes, 
aber ſpäter verworfenes Amendement bezieht. §. 8 wird ohne Debatte an⸗ 
genommen. Nach kurzer Debatte wird ebenfalls §. 9 angenommen; ſowie 
ohne Debatte die §§. 10 — 22. Man kommt zur Berathung des F. 23. 
Unterſtützung finden die Amendements Fröhner, Dürre und Schlottheim. 

Abg. v. Schlottheim will den Handwerkern den Beginn des ſelbſt⸗ 
ſtändigen Gewerbebetriebes nur dann geſtattet wiſſen, wenn fie in den Or⸗ 
ten, wo bereits Innungen beſtehen und eingerichtet werden, in denſelben 
nach vorgängigem Nachweiſe der Befähigung zum Betriebe ihres Gewer⸗ 
bes aufgenommen ſind, oder in den Innungen beſtehen, die Befähigung 
zum Betriebe ihres Gewerbes vor einer Prüfungs⸗Commiſſion ihres Hand⸗ 
werks beſonders nachgewieſen haben. Außerdem ſollen Meifter - Wittwen 
berechtigt ſein, das Handwerk unter Leitung eines Geſellen fortzuſetzen, 
inſofern derſelbe die Meiſterprüfung beſtanden hat. f 

Abg. Bauer (Stargard). Ich bin gegen alle eingebrachten Amende⸗ 
ments, obgleich ich nicht zu der Partei gehöre, welche der Abg. für Bran⸗ 
denburg geſtern durch parlamentariſche Schlagwörter bezeichnet hat. Den 
Nothſtand der Handwerker ſchreibt man ungerechter Weiſe blos der Ge⸗ 
werbefreiheit zu. Dabei haben verſchiedene Urſachen mitgewirkt. Der 
Sinn für die häusliche Ordnung, für Sparſamkeit, für eine vernünftige 
Kindererziehung, für das fogenannte Sich⸗Strecken nach der Decke iſt ver- 


ten hatte. 


ſchwunden. Dies und ſeit dem vorigen Jahre eingetretene politiſche B 

wegungen, ſo wie die maßloſe Betheiligung des Handwerkerſtandes an die 
ſen Bewegungen haben mehr zu dem Ruin deſſelben beigetragen, als dir 
Gewerbefreiheit. Von dem Geſetze erwarte ich vorzugsweiſe eine fittiche 


Bildung des Handwerkerſtandes, weniger, daß es das materielle Wohl be. 


fördern werde. Wollen wir aber die Handwerker zwingen, ſich einer 
nung anzuſchließen, ſo werden wir die moraliſche Wirkung des 
wieder ganz aufheben. Der Zwang führt nur zum Kaſtengeiſt, 
wird doch ſelbſt das Mitglied für Brandenburg nicht wollen. Deshalb 
habe ich es auch mit der größten Genugthuung vom Miniſtertiſch aus er 
klären hören, daß die Regierung Sr. Majeſtät keinen Zunftzwang 15 
ſchlagen will. Erſt durch die Gewerberäthe werden wir erfahren, wag Ar 
Handwerkerſtande Noth thut; ſie erſt werden uns das Material liefern 
den Ae J e (Bravo.) a 
g. v. Peguilhen (gegen das Gefeb) will, daß die von jetzt 
ſich Etablirenden den Innungen beitreten 5 en. b En 

Abg, Harkort (für das Geſetz). Der Abg. für Brandenburg le 
geſtern für die Handwerker eben ſoviel Schutz verlangt, wie der Kauf 
und Fabrikant genöſſe. Dieſe ſeien aber gar nicht ſo geſchützt, als Mn 
Redner angenommen. Er wolle nur den Bergbau anführen, der mit u, 
11 Laſten beſchwert ſei; und doch thue der Bergwerksbeſitzer für fein 
eute mehr als der Rittergutsbeſitzer für ſeine Häusler. Das vorliegen), 
Geſetz begrüße er mit Freuden und danke der Regierung dafür. 

Abg. v. Bis mark⸗Schönhauſen (gegen das Geſetz). Nur von 
den Zünften könne man ſich eine gründliche Ausbildung der Handwerlg 
verſprechen. Ein Hauptgrund der ſchlechten Bildung vieler Handwerk, 
liege mit daran, daß der Meiſter bisher eine unbeſchränkte Anzahl von 
Lehrlingen habe halten dürfen, deshalb ſei es ein ſehr vernünftiger Br 
ſchluß der Berliner Klempner, daß kein Meiſter mehr Lehrlinge beſchaͤftige 


dürfe als Geſellen. 
Der Präſident bittet die Mitglieder, bei der Wichtigkeit der Sache 
Diskusſion bringen zu wollen, die 


ne 
Geſezeg 
und dag 


ferner nicht mehr Verhältniſſe in die 
nicht nothwendig zur Sache gehörten 


Der Schluß der Diskuſſion wird hierauf angenommen der Autrag auf 


namentliche Abſtimmung aber verworfen. 


Verworfen werden ſämmtliche zu dem 8. eingebrachten Amendement 


und der $. angenommen. Er lautet: „Den nachſtehenden benannten Hand⸗ 


werfern iſt fortan der Beginn des ſelbſtſtändigen Gewerbebetriebes nur dag 


geſtattet, wenn fie entweder in eine Innung, nach vorgängigem Nachweiſe 

der Befähigung zum Betriebe ihres Gewerbes, aüfgen enen ft Bl 

diefe Befähigung vor einer Prüfungs - Kommiffion ihres Handwerks befon- 

ders nachgewieſen haben.“ (Es folgen die Namen der einzelnen Gewerke.) 
Schluß der Sitzung gegen 4 Uhr. 

Stettin. Aus der erſten Kammer wird berichtet: So wäre denn 
die Steuerfrage heute glücklich erledigt, und ich denke, im guten Sinne, 
Die Artikel 99 und 108 ſind pure angenommen worden; es wird darauf 
ein großer Werth gelegt, und nur die gute Organiſirung der Parteien hat 
eine glückliche Löſung dieſer Frage herbeigeführt. Die andern Artikel find 
mit nur geringen Einſchaltungen angenommen worden, wie fie der Cen⸗ 
tral⸗Ausſchuß vorgeſchlagen. — Die 4 Monate der zweiten Kammer find 
auf 12 erhöht worden, doch hat man dabei die Faſſung des Amendemens 
Tamnau beliebt, welches die Sache präcifer dahin faßt: „wenn ſich die 


Feſtſetzung des Staatshaushalts⸗Etats für die nächſte Etatsperiode über 


den Anfang derſelben verzögern ſollte, ſo bleibt der zuletzt vollzogene Etat 
bis zu dieſer Feſtſetzung — jedoch höchſtens auf 12 Monate in Kraft. — 

Bingen, 14. Oktober. Vor wenigen Tagen übernachteten auf ihrem 
Durchmarſch einige Abtheilungen preußiſcher Truppen vom 25. Inf.⸗Regt. 
bier. Geſtern Abend entſpannen ſich zwiſchen ihnen und den Bürgern in 
mehreren Wirthshauſern heftige Streitigkeiten, die zuletzt höchſt blutig 
wurden; 14 hieſige Einwohner wurden mehr oder minder bedeutend ver⸗ 


wundet; auch einige Soldaten ſind verwundet. Auch in den Lokalen ſelbſt 


wurden mitunter große Verwüſtungen angerichtet. (Fr. J.) 

Saarlouis, 14. Oktober. 
Premier⸗Lieutenants von Bibra ſtatt, der, wie ich Ihnen bereits meldete, 
bei einem Manöver am Donnerſtage durch die Hüfte geſchoſſen wurde und 
am Sonnabend verſchied. Bei Unterſuchung der Leiche ſtellte es ſich her⸗ 
aus, daß die tödtliche Wunde durch einen allzu feſt gekaueten Papier⸗ 
pfropfen veranlaßt wurde, der um jo mehr gefährlich werden mußte, als 
der Verunglückte zu nahe an den Mündungen der Gewehre ſich aufgehal- 

(S. u. M. 3.) 


Gotha, 14. Oktober. Es iſt ſeiner Zeit von der großen Aufregung 


Heute fand das Leichenbegängniß des 


geſchrieben worden, welche die neue Einkommenſteuer in unſerem Herzog⸗ 


thume hervorgerufen. Jetzt kann ich nun berichten, daß man höchſt wahr⸗ 
ſcheinlich von dieſer hier gefürchteten Steuer keinen Gebrauch machen wird, 
da der Präſident der Finanzabtheilung, Herr Heß, ſelbſt erklärt, er hoffe 
nunmehr, wo man von der früher in Folge des Reichstagsbeſchluſſes be⸗ 
abſichtigten Vermehrung des Militairs von Seiten Gothas keine Anwen⸗ 
dung machen werde, auch von jenem Steuergeſetze keine Anwendung zu 
machen brauche. Herr Heß, von den Demokraten als ein Bureaukrat 
und Konſervativer verſchrieen, wird nun auf einmal von dieſer Partei, ja 
von der ganzen Landesbevölkerung wegen ſeines Konſervatismus in der 
Militairangelegenheit belobt und hochgeprieſen. (D. A. 3.) 
Karlsruhe, 15. Oktober. Die Karlsruher Zeitung will die Vor⸗ 
boten eines neuen Putſches bemerken: „Daß irgendwo Revolution bereite 
wird — ſchreibt man ihr aus dem Breisgau — beweiſen die reiſenden 
Handwerksburſchen, die Sturmvögel des Durcheinanders, die man ſeit ei 
nigen Tagen in auffallender Menge ſieht. Schlapphüte und große Bärte 
kommen ebenfalls wieder zu Tage, und die ganze Haltung der Revolutions⸗ 
partei beweiſt, daß fie wieder bedeutende Hoffnungen hat. Die Demokra⸗ 
ten mögen fi) täuſchen; aber daß die Stimmung wieder neuerdings auf⸗ 
eregt wird, offenbar durch Vermittelung der ſich im Elſaß aufhaltenden 


lüchtlinge, mit denen correſpondirt wird, iſt gewiß.“ Wir nehmen dieſe 


Mittheilung auf, wie wir fie finden; wir müſſen aber doch daran erin⸗ 
nern, daß die Karlsruher Zeitung etwas ſehr geneigt ſcheint, bei hellem 
Tage Geſpenſter zu ſehen. 8 DEN 
Frankfurt, 14. Oktober. Das nächſte Jahr foll der europäiſche 
Friedens⸗Congreß hier in Frankfurt ſtattfinden. Herr Dr. Carov 
cher das Verdienſt um Deutſchland hat, es in fo edler Sache in Paris 
vertreten zu haben, hielt ſich bei feiner Rückkehr hier in Frankfurt auf, 


Carové, wel⸗ 


n erdanken wir es, daß angefehene Frankfurter Man⸗ 
125 Ae eines vorbereitenden Comitc's beſchäftigt find. Dies 
ift auch inſofern von Wichtigkeit, als dieſe Männer Anhänger des Drei- 
königsbündniſſes find, wir alſo eine Bürgſchaft mehr haben, daß das Be⸗ 
ſtreben den engern Bundesſtaat zu verwirklichen nicht bis zu einem Bruche 
zwiſchen Preußen und Oeſterreich werde getrieben werden. (A. A. Z.) 
Frankfurt, 17. Oktober. Bekanntlich ſind vor einigen Wochen und 
war wunderbarer Weiſe gerade in dem Augenblick, wo die franzöſiſche 
Regierung ihre Auslieferung nach Frankfurt endlich beſchloſſen hatte, die 
des Mordes von Lochnowski und Auerswald bezüchtigten Individuen aus 
der Feſtung Verdun entflohen und über Belgien nach England gelangt. 
So eben verbreitet ſich hier die Nachricht, daß, dieſelben in England ver⸗ 
haftet ſind. Wür würden alſo bei den demnächſt zu eröffnenden Aſſiſen 
vielleicht auch dieſen Prozeß ſchon verhandelt ſehen. 


Schleswig. (Erklärung:) In der am 10. Oktbr. in Schleswig 
uhr Ban, von Geiſtlichen der verſchiedenen Propſteien des 
erzogthums Schleswig wurden die Unterzeichneten beauftragt, auf Grund 
einer an Ort und Stelle gemachten Vorlage, eine fernere Erklärung der 
Geiſtlichkeit in der Landesſache zu redigiren, welcher der Beitritt der ge. 
ſammten Geiſtlichkeit von den Anweſenden in Ausſicht geſtellt ward. In 
dieſer Veranlaſſung veröffentlichen wir Nachſtehendes mit unſerer Unter⸗ 
ſchrift und une 21. a d Prediger, ſo wie deren Beitritt 
ur Anzeige gebracht werden wird. f 
e un Ae nnlke Geiſtliche des Herzogthums Schleswig uns 
chon einmal in einem für das Vaterland verhängnißvollen Augenblick über 
unſere Stellung zur Sache deſſelben frei und offen auszuſprechen gedrun⸗ 
gen fühlten, ſo ſcheinen uns nun wieder Verhaͤltniſſe eingetreten, welchen 
egenüber nicht zu ſchweigen in unſerer erſten Erklärung A e 
erpflichtung für uns liegt. — Unter dem 17. Septbr. hat die „Lan 75 
verwaltung in Flensburg“ außer mehreren anderen Geſetzen auch das Re⸗ 
ſeript der proviſoriſchen Regierung vom 13. Mai v. J., 125 15 8 uns 
befohlen iſt, uns in der Fürbitte für den Landesherrn der gie: 5 zaun 
unſern Fürſten und alle Obrigkeit,“ zu bedienen, außer raft geſetzt. 
Dieſe Verfügung kann ſelbſtverſtändlich keinen andern Sinn haben, als die 
unterm 1. Februar. v. J. vorgeſchriebene Fürbitte für „Se. Majeſtat den 
König Frederik VII.“ einzuführen, was um ſo weniger aweifelbafs 15 
kaun, als „die Landesverwaltung“ in der Motivirung ihrer Bekannt- 
machung als einzigen Grund ihrer Verfügung den Umſtand ee macht, 
daß fie „im Namen Sr. Majeſtät des Königs von Danemark“ das u 
zogthum Schleswig regiere. Da nun aber dieſe Verfügung bn e 
Kirchengebetes auf dem ordentlichen Wege, auf welchem kirchliche 110 afle 
uns zuzugehen pflegen, uns noch nicht zugekommen iſt, mithin dieſelbe 11 
keinem Fall Geſetzeskraft für uns beanſpruchen kann, IN haben wir ſowoh 
die Berechtigung als die Verpflichtung, uns über den Ingali derſelben um 
ſo freimüthiger zu äußern. Die von der proviſoriſchen Regierung vorge⸗ 
ſchriebene Fürbitte iſt nämlich der unſerm Standpunkte völlig entſprechende 
Ausdruck, wie er ſich auch in dem Gemeindegebete vor „Gott unſerm 
Heilande „(1 Tim. 2, 2) allein gebührt; denn ſie iſt einerſeits die ruhige, 
mit gutem Gewiſſen verbundene Behauptung unſeres Rechtes gegen das 
däniſche Volk und deſſen König, andererſeits aber eben ſo ſehr die ernſte 
Zurückweiſung aller revolutionären Uebergriffe. Geben wir nun die Fur⸗ 
bitte auf, fo verwerfen wir vor Gott und unſeren Gemeinden unſern bis. 
herigen politiſchen Standpunkt, in Bezug auf welchen wir doch öffentlich 
bezeugt haben, daß wir uns „ein gutes Gewiſſen bewahrt;“ laſſen wir 
dieſe Fürbitte fallen, ſo verwirren wir die Gewiſſen unſerer Gemeinden, 
wovor wir uns alles Ernftes hüten zu wollen feierlich gelobt haben; fol- 
gen wir dem Erlaß der „Landesverwaltung“ über die Fürbitte, ſo erkennen 
wir vor Gott den König von Danemark als ſolchen für unſern Landes ⸗ 
pberrn an und „wirken an unſerem Theile mit zur Unterwerfung des Her⸗ 
zogthums Schleswig unter das Königreich Dänemark,“ was wir nach un 
ſerer gewiſſenhaften Ueberzeugung von vorne herein als ein „Unrechtthun 
bezeichnet haben. Darum ſind wir vor Gott in unſerem Gewiſſen gebun⸗ 
den, uns und unſeren Gemeinden die zugemuthete Veränderung im Kir⸗ 
chengebete in keiner Weiſe aufdrängen laſſen zu dürfen und erklären un⸗ 
ſeren wohlüberlegten Entſchluß, dieſes auch nicht zu wollen, hiermit öffent⸗ 
lich und vor Jedermann. 5 ar . 
Zugleich aber können wir bei dieſer Gelegenheit nicht umhin, unſere 
Stimme über die ganze gegenwärtige Lage unſers Landes zu erheben. Zu⸗ 
erſt wenden wir uns an Euch, Ihr Widerſacher unſers Rechtes, wo Ihr 
auch thront und wohnet, und bitten Euch um Chriſti willen, das nothge⸗ 
drungene Wort der Diener des Evangeliums nicht zu verachten. Daß 
Ihr unſer Recht willig und freudig ſolltet anerkennen, erwarten wir noch 
von Euch, es ſind übermächtige Gewalten, die Euch daran hindern, aber 
das dürfen wir von Eurer Gerechtigkeit und Einſicht erwarten, daß Ihr 
uns jetzt nicht mehr als „Rebellen“ anſehet und behandelt. Wir nennen 
Euch ein dreifaches Zeugniß, das ſich zwiſchen Euch und uns ſtellet: Als 
faſt alle Staaten Europas durch innere Stürme wankten, iſt bei uns die 
innere Ruhe und Ordnung aufrecht geblieben und hat ſich trotz aller gro⸗ 
ßen Verſuchungen bis in die neueſte Zeit aufrecht gehalten, denn das Recht 
war unſer Hort; unſer Volk hat in der Zeit ſeiner Erhebungen Laſten 
und Leiden getragen, wie Ihr es ihm nicht im Entfernteſten zugetraut 
hättet, und glaubt es uns, es iſt noch nicht müde und matt geworden, 
ſondern wenn zum dritten Male die Stunde des Kampfes ſchlagen ſollte, 
ſo wird es ſich mit neuer Kraft erheben wie ein Adler, denn das Recht 
giebt Muth, auch gegen die Uebermacht; und jetzt haben wir uns binden 
laſſen an Händen und Füßen, denn das Recht giebt auch Geduld, aber 
was ungebunden geblieben iſt, das iſt unſer Gewiſſen, und was Ihr nun 
ſehet hin und her im Lande, ach, es ſind die Zuckungen und Windungen 
des von Euch ins Angeſicht geſchlagenen Gewiſſens. Darum, Ihr Hohen 
und Gewaltigen, die ihr über die Gegenwart und Zukunft unſeres Landes 
zu Rathe ſitzet, höret die leiſe aber doch vernehmliche Stimme des Rech⸗ 
tes und des Gewiſſens, ſie kommt nun an Euch als die wehmütige und 
leidende Stimme eines tiefgekränkten und leidenden Volkes. Laſſet es jetzt 
der Proben genug fein, erkennet es, daß es ein Heiligthum iſt, gegen wel⸗ 
ches Ihr Eure Hand gehoben habt, haltet inne, daß Ihr Euch nicht ver⸗ 
Hreifet und eine Verantwortung auf Euch ladet, die Euch einſt zu ſchwer 
werden würde. Dagegen, wenn wir es erleben ſollten, daß Ihr von Eu⸗ 
zen hohen Sitzen herab, wie der, welcher im Himmel thronet, auf das 
a dBe und Kleine ſchautet (Pf. 113, 4—6), daß Ihr Euer Anſehen 
nd Eure Gewalt unſerm gebeugten Rechte zu Gute kommen ließet, o 
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laubt es uns, hier wohnt ein Volk, das Eure Namen ſegnen würde auf 
inder und Kindeskind, und Alle in deutſchen Landen, die unſer Recht 
kennen und lieben, würden ob eines ſolchen hohen und königlichen Werkes 
in tiefſter Seele jubeln. 

Und nun ein Wort an Euch, theure Mitbürger, mit welchen zuſam⸗ 
men wir dieſe ernſte Zeit durchkämpfen, laſſet Euch wie bisher, ſo auch 
nicht durch die gegenwärtige Trübfaal irre machen in Eurer Ueberzeugung. 
Harret aus in Geduld. Es giebt eine Geduld, welche eine große Kraft 
iſt. In derſelben harret von einer Nachtwache bis zur andern (Pſ. 130, 
6), „bis ein ſchönerer Morgen tagt“, der Morgen, da erfüllet wird das 
Wort: Recht muß doch Recht bleiben, und demſelben werden alle frommen 
Herzen zufallen“ (Pf. 94, 15.) Haltet Eure Hände rein von Gewalt- 
that, damit Ihr heilige Hände aufheben könnet, ohne Zorn und Zweifel 
(1 Tim. 2, 8) zu dem Herrn Zebaoth, ſo wird er zu ſeiner Zeit ſein 
gnädiges Antlitz uns wieder zuwenden. 

Nielſen, Superintendent und Propſt der Propſtei Hütten. Boyſen, 
Propſt der Propſtei Gottorf und Hauptpaſtor am Dom. Baumgarten, 
er zu St. Michaelis. Haack, Paſtor zu Haddebye. Hanfen, 

ompaſtor am Dom. Lüdemann, Paſtor in Friedrichsberg 


Oeſterreich. 


Wien, 15. Oktober. Es verlautet, daß Oeſterreich geſonnen ſei, die 
Zollſchranken gegen Deutſchland aufzulöſen und ſich unter gewiſſen 
Beſtimmungen dem Zollverein anzuſchließen. (Schlſ. 3.) 

— Baron Hapnau iſt geſtern Morgen von hier nach Graz abgereiſt, 
nachdem er ſeine Demiſſion eingereicht hatte. Se. Majeſtät der Kaiſer. 
ſoll ſie durchaus nicht annehmen wollen. Man raunt ſich in die Ohren, 
Baron Hapnau habe dem Miniſterium damals ſchon, als es gegen die 
kriegsrechtlichen Urtheile, welche am 6. Oktober zu Peſth und Arad voll⸗ 
zogen wurden, Einwendungen machen wollte, die Erklärung abgegeben: 
„Er ſei von Sr. Majeſtät mit unbeſchränkter Vollmacht ausgeſtattet; es 
dürfe daher an feinen Beſchlüſſent nich ein Jota abgeändert werden, widrigen⸗ 
falls er die Oberecmmandantenſtelle augenblicklich niederlegen und ſelbſt 
Oeſterreich verlaſſen würde.“ Beſonders aber, erzählt man, ſei Haynau 
darüber aufgebracht geweſen, daß man ohne ſein Wiſſen und Willen die 
Todesſtarfe an Batthyanyi mit Pulver und Blei vollzogen habe, mithin 
von dem von ihm beſtätigten Urtheile abgegangen ſei. Dies, ſo wie der 
bittere Tadel, welchen die vielen Hinrichtungen in den öffentlichen Blättern 
erfahren mußten, hätten ſein Entlaſſungsgeſuch veranlaßt. (Conſt. 3.) 

Wien, 17. Oktober. Ju gut unterrichteten Kreiſen wundert man 
ſich hier über die weite Verbreitung der Annahme, daß der Erzherzog 
Reichsverweſer ſeine Stellung lediglich dazu benutzt haben ſolle, im In⸗ 
tereſſe des Kaiſerl. Kabinets Einfluß auf die deutſchen Angelegenheiten zu 
üben. Es iſt hier kein Geheimniß, welche ſeltſame Rolle der Erzherzog, 
namentlich in der Zeit vor der Thronbeſteigung des Kaiſers geſpielt bar 
Man verſichert als ganz zuverläſſig, daß der Erzherzog Johann, wie zum 
Theil durch die damaligen Unterhandlungen mit den ungariſchen Inſurgen⸗ 
ten beſtätigt wird, den Plan verfolgt babe, den Erzherzog Stephan zum 
König eines ſelbſtſtändigen ungariſchen Kaiſerreiches zu ſetzen, wo alsdann 
der Graf von Meran als Thronfolger legitimirt werden ſollte. Unter ſol⸗ 
chen Umftänden ſollen die Modalitäten der Rückkehr des Erzherzogs nach 
Oeſterreich noch ungewiß fein... (22) 


Frankreich. 


Paris. 15. Oktober. Die römiſche Frage tritt, wenn die heute cour⸗ 
firenden Gerüchte wahr find, in ein neues Stadium, nicht für die aus⸗ 
wärtige Politik, wohl aber für die innere. Wir geſtehen aber von vorn 
herein, daß wir die Bedeutung dieſer Gerüchte nicht für ſo groß halten, 
als es allgemein geſchieht. Es ſtände danach ein entſchiedener Bruch der 
Regierung mit der Majorität auf Grund des Thiers'ſchen Berichts in 
Ausſicht. Es wird nämlich mit größter Zuverſicht überall behauptet, daß 
heute oder morgen im Moniteur im Namen der ganzen Exekutiogewalt 
eine Note erſcheinen ſolle, welche die Politik des berühmten Briefes auf⸗ 
recht erhielte. Falloux dagegen hätte feine Demiſſton eingereicht, ſobald 
er dieſe Entſchließung der Regierung vernommen hatte. Man fügt hinzu, 
Barrot habe ſich ganz umwunden dahin ausgeſprochen, daß Thie rs 
die Juliregierung zum Falle gebracht habe, daß er ihm aber jetzt nicht 
helfen werde, die ganze Geſellſchaft zu Grunde zu richten. Auch der 
Präfident fol ſich dahin erklärt haben, daß der ſchlaue Exminiſter Ludwig 

hilipps ſeine Maske zu zeitig von ſich geworfen habe. Bereits ſoll die 

ote im Moniteur geweſen ſein, aber man habe ſie wieder zurückgenom⸗ 
men, um ihr eine andere Form zu geben. Es wird als Grund dieſer 
plötzlichen Sinnesänderung vorzüglich die Haltung der Majorität in der 
Frage über die Rückberufung der Orleans angenommen. Dieſe Ange⸗ 
legenheit bringt die Hofmänner des Elyſiums und die Miniſter in immer 
größere Aufregung. Odilon Barrot hat in der Kommiſſion Creton, 


welche ſich mit demſelben Gegenſtand zu beſchäftigen hat, ſehr lebhaft für 


eine unbeſtimmte Vertagung der ganzen Angelegenheit geſprochen, und auf 
der Nothwendigkeit der Konſolidirung der Republik beſtanden. Er zweifle 
nicht an dem Patriotismus der exilirten Prinzen, aber ſo wie ſie nach 
Frankreich zurückgekommen wären, würden ſie allen böſen Leidenſchaften 
und Intriguen zum Mittelpunkt dienen, ſelbſt gegen ihren Willen. Der 
Praſident ſelbſt ſoll ſich wenig ausſprechen, aber diejenigen, welche ihn 
kennen, behaupten, daß er über große Dinge nachdenke und nächſtens be⸗ 


deutende Entſchließungen faſſen dürfte. Die Freunde ſeines Hauſes ſagen 


ganz offen, daß man ſich allenfalls auch auf die Linke ſtützen würde, wenn 
die Rechte zu übermüthig würde. Wir glauben nun, daß man ſich zwar 
auf Seiten der Regierung zu ernſtem Widerſtande rüſtet, und daß man 
auch damit umgehen mag, durch eine neue liberale Erklärung im Moniteur 
die öffentliche Sympathie wieder zu erwecken, aber wir können nicht an⸗ 


nehmen, daß dieſe Erklärung einen ſehr entſchiedenen Charakter gegen den 


Bericht Thiers annehmen ſollte, um ſo weniger, als der Minifter und 
die Kommiſſion nicht eine entſprechende Sprache geführt haben. Die Füh⸗ 


rer der Majorität, Thiers, Mols, de Broglie, Beranger, ſollen 
geſtern Abend auf einem nahen Landgut eine heimliche Konferenz in Bezug 


auf die bevorſtehenden wichtigen Diskuſſſonen gehabt haben. Jedenfalls 


muß ſich die Situation in den nächſten Zeiten entſchiedener geſtalten, 
die Ungewißheit der letzten Monate kann nicht mehr lange ſo fort⸗ 


Le Louis Bonaparte hat geſtern einen langen Beſuch in den Werk⸗ 
ſtaͤtten des Faubourg Saint Antoine gemacht, und ſich dabei ſehr ange⸗ 
legentlich mit den Arbeitern unterhalten, ein unter den Umſtänden gewiß 
bemerkenswerthes Benehmen. 

— Der Conſtitutionnel widerlegt heute die Nachricht vom Eintreffen 
eines Couriers aus St. Petersburg mit der Antwort des Kaiſers Nikolaus 

auf die Noten der franzöſiſchen und der engliſchen Regierung unter der Be⸗ 
merkung, daß dies materiell unmöglich ſei, da erſt vor 5 bis 6 Tagen die 
engliſche Note hier eingetroffen und daun zugleich mit einer Note der fran⸗ 
zoͤſiſchen Regierung abgegangen ſei. 
e Man ſchreibt aus Toulon unterm 11. Oktober, daß das Geſchwa⸗ 
der des mittelläudiſchen Meeres die Hyeren noch nicht verlaſſen hatte, je⸗ 
„doch tagtäglich den Befehl erwartete, nach Smyrna abzugehen. 
f Paris, 16. Oktober. Trotz der großen Aufregung, welche die Diffe⸗ 
renzen zwiſchen dem Elyſium und der Majorität hervorgerufen haben, und 
welche jedes andere Intereſſe in den Hintergrund drängen, bleiben wir 
doch bei der geſtern ausgeſprochenen Anſicht, daß es dies Mal noch zu kei⸗ 
nem offenen Bruch kommen werde, daß ſich der Präſident und die Mini⸗ 
ſter vom Tiers⸗parti vielmehr mit einer neuen Scheingenugthuung werden 
zufrieden geben müſſen. Daß die Erbitterung im Elyſium ſehr groß ge⸗ 
weſen, darüber kann kein Zweifel ſein; aber die erſte Aufwallung hat zum 
Glück keine Früchte reifen ſehen, und die Beſonnenheit iſt noch zur rechten 
Zeit wiedergekehrt. Man erzählt ſich über jene Augenblicke der Aufregung 
diele Ihterefante Details. Wenn fie wahr find, muß das Elyſtum an 
roßer Indiskretion laboriren; denn es möchte ſchwerlich ein Land geben, 
in welchem man ſo ſchnell von den Verhandlungen im Miniſterrath Kunde 
bekommt, wie dies hier jetzt oft der Fall ſein ſoll. Im erſten Minifter- 
Rathe nach Erſtattung des Berichts ging der Präſident (wenn wie geſagt 
die Gerüchte nicht lügen), ſehr heftig in die Diskuſſion ein und ſagte: das 
Schweigen uber feinen Brief ſei eine Beleidigung, die er nicht auf ſich 
ſitzen laſſen wolle. Alle Miniſter ſchwiegen, außer Rulliére, welcher vor⸗ 
stellte, daß die Miniſter der Kommiſſton gegenüber, welche faſt einſtimmig 
geweſen ſei, das motu proprio als die Baſis ihrer jetzigen roͤmiſchen Po⸗ 
litik auerkannt hätten; er würde nun neue Wendungen und Schwankungen 
nicht begreifen und ſeinerſeits, wenn ſie einträten, ſeine Demiſſion ein⸗ 
reichen. Bonaparte ſagte, es vertrüge ſich nicht mit ſeiner Ehre, die Po⸗ 
litik ſeines Briefes, welcher das Land ſeinen Beifall gegeben, fallen zu 
laffen, und wenn es ſein müßte, würde er andere Miniſter finden, immer 
unter den Freunden der Ordnung, die aber zugleich keine Furcht vor der 
Sreeit hätten, Odilon Barrot bemerkte, daß im Grunde der Brief 
Nichts enthalte, was man ſelbſt bei Annahme des motu proprio zu des⸗ 
avouiren hätte. Dufaure und Paſſy ſtimmten bei, das Manifeſt wurde 
beſchloſſen und die Sitzung aufgehoben. Der Praſident ſchien voll freudi⸗ 
ger Genugthuung, ſagte zu ſeinen Vertrauten, er würde ſich nicht als ein 
bloßer „Nothbehelf“ abfertigen laſſen, das Volk hätte ihn um ſeiner ſelbſt 
willen gewählt, er würde das den Ropaliſten zeigen. Zu dem Zweck 
wurde vermuthlich der Beſuch im Foubourg St. Antoine gemacht; aber 
derſelbe brachte zwar hier und dort Zeichen der Sympathie, aber nirgends 
einen lebhaften Enthuſiasmus zu Tage, und man kehrte etwas weniger 
muthig heim, als man ausgefahren war. 

Paris, 18. Oktober. Es iſt ein Adjutant des Kaiſers von Rußland 
hier angekommen und hat der franzöſiſchen Regierung angezeigt, daß der 
Kaiſer das Erſcheinen der franzöſiſchen Flotte in den Darda⸗ 
nellen als eine Kriegserklärung anſehen würde. Dieſe Flotte, 
wie man ſagt, ſoll ſich dem engliſchen Geſchwader, das vor Neapel kreuzt, 
anſchließen. . 

ann 
Neapel, 4. Oktober. Der heilige Vater ſcheint den Wunſch zu 
hegen, wieder nach Rom zurückzukehren; wenigſtens ſpricht er häufig von 
dieſem Vorſatze. Seine Umgebung ſucht ihn jedoch davon abzubringen, 
mit der Hindeutung, daß die römiſchen Biſchöfe den Geiſt der Bevölkerung 
noch immer für zu aufgeregt halten, um die Rückkehr des Papſtes räthlich 


zu finden. (Hoyd.) 
Bermiſchte Nachrichten. 


Stettin, 19. Oktober. Die kürzlich erfolgte Verleihung eines neuen 
Statuts an die hieſige vommerſche Privatbank iſt bei dem großen Einfluß, 
welches dieſes Geldinſtitut auf den Handel und die Induſtrie unſerer Pro⸗ 
vinz ausübt, ein für die Verkehrs⸗Verhältniſſe der Provinz wichtiges Er⸗ 
eigniß. Durch daſſelbe iſt nämlich der Bank das Recht der Notenemiſſion 
bis zum Belauf von 1 Million Thaler gewährt worden. Die Emiſſion 
der Noten, welche in Apoints von 10, 20, 50 und 100 Thlr. ausgegeben 
werden, wird mit dem 1. Januar d. J. beginnen. Bei dieſer Gelegenheit 
bemerken wir noch, daß der Geſchäftsumſatz der Privatbank ſeit 1833 jähr⸗ 
lich circa 50 Millionen Thaler betragen hat und in einigen Jahren ſogar 
auf 66 Millionen Thaler geſtiegen iſt. 

Es iſt als ein erfreuliches Zeichen für die lebendigere Entwickelung 
der Gewerbſamkeit in unſerer Provinz zu betrachten, daß jetzt auch bei 
uns die Gewerbe- Ausſtellungen beginnen. So iſt vor Kurzem eine ſolche 
in Stargardt eröffnet worden, eben fo werden in Stralſund und Stettin 
im Dezember Gewerbe - Ausftellungen ſtattfinden, die zugleich als Weih⸗ 
nachts ⸗ Ausſtellungen dienen und dadurch den Ausſtellern auch einen pe⸗ 
kuniären Vortheil verſprechen. Die hieſige Gewerbe ⸗Ausſtellung iſt die 
Frucht der Extra-Eiſenbahnfahrten, welche zum Beſuch der Berliner Ge⸗ 
werbe⸗Ausſtellung für die hieſigen Gewerbetreibenden eingerichtet wurden. 

— Im Anfange des nächſten Monats wird biefelbft wieder eine 
Schwurgerichtsſitzung ſtattfinden. Kapitalverbrechen liegen jedoch nicht vor, 
ſondern außer mehreren großen Diebſtählen nur eine be eh von 
1800 Thlr. Ebenſo werden die Diseiplinargerichtshöfe dei dem Regie⸗ 
rungs⸗ Steuer⸗Direktorat und der Regierung hieſelbſt binnen Kurzem in 
Wirkſamkeit treten. Bei der erſtern Behörde liegt eine Unterſuchung ge⸗ 
gen einen Steuerbeamten wegen Trunkes vor. Als Staatsanwalt wird 
obei derſelben der Regierungsrath Frick fungiren, für den Disciplinarhof 
der Regierung iſt der Regierungsrath Bendemann zum Anwalt ernannt. 

— Dem Kommerzienrath Schulze, welcher 25 Jahre als Obervorſte⸗ 
her der hieſigen Kaufmannſchaft fungirt hat, iſt vor Kurzem Seitens der⸗ 
selben‘ eine ſilberne Blumenvaſe als »Anerkenntniß ſeiner vielfachen Ver⸗ 
Dienſte überreicht worden. f 7 5 

— Die Verlegung des Greifswalder Schullehrerſeminars iſt jetzt 
wieder von Neuem in Auregung gekommen. Ob dieſelbe jedoch nach dem 
Dorfe Steinhagen erfolgen wird, iſt zweifelhaft, da bereits die Städte 


h terlichſten Krämpfen geſtorben. 


aber ein Schauſpieler, 


Grimmen und Loitz desfallſige Anträge gemacht haben. Die darn 
geknüpften Verhandlungen ſind noch wich zu Care geführt. e * 
— Die vor Stralſund gelegene Inſel Dänholm iſt kürzlich vo 
Staat für den Preis von 15,000 Thaler gekauft worden, um dieſelbe 
bei der projektirten Anlegung eines Kriegshafens zweiter Klaſſe zu 555 
nutzen. f 8 (J. P. C.) 
Stettin, 23. Oktober. Schon ſeit dem 16ten d. M. iſt di 
Waſſerleitung nach der Laſtadie mit fünf Brunnen vollendet. Des Wa 
ſer iſt noch trübe und im Geſchmack nicht rein, ein Uebelſtand, der A 
durch fleißiges Auspumpen gehoben werden kann. \ 
— Die telegraphiſche Verbindung zwiſchen hier und Berlin iſt für den 
Augenblick unterbrochen, indem an einer Stelle der Draht zerſtört iſt. 
— Drei in hieſiger Cuſtodie ſitzende Diebe aus Berlin hatten fig 
vor einigen Tagen ihrer Ketten zu entledigen gewußt und waren bis zur 
Dachkammer gelangt, um ſich mit den dort bereitliegenden Anzügen neu zu 
equipiren und zu entweichen. Die Aufſeher bemerkten ſofort die Abſich 
der Flucht; da jedoch die Diebe drohten, den, der ſie angriffe, zu Bo du 
zu ſchlagen, fo wurde durch herbeigeholtes Militair ein Bajonnetangrii 
gemacht, worauf die Induſtrieritter wieder in Sicherheit gebracht wurden 
— In Stutthoff iſt ein Knabe an der Hundstollwuth unter den für; 


— Geſtern ward das neue Schauſpielhaus eröffnet; ſchon bald na 
2 Uhr belagerten Schauluſtige die verſchloſſenen Funden der Genen 
v. Wrangel hatte die an ihn ergangene Einladung der Eröffnung beizu⸗ 
wohnen, Ne Nach f 
„— Das in unſrer Na arſchaft bei Finkenwalde ſchon vor längerer 
Zeit aufgefundene Braunkohlenlager ſoll, wie wir hören, mit größten 
Eifer betrieben werden und möchte dann dieſes Produkt für Fabriken und 
Herd ein gutes Aequivalent für Steinkohle, Holz und Torf bieten. 


THEATER. 


Nach einer langen Zeit haben ſich die Pforten des neuen Thaliatempels ges 
öffnet, der in der That durch die Kunſtliebe der hieſigen Kaufmannſchaft die kühn⸗ 
ſten Erwartungen eines Jeden wohl übertroffen hat. Die Anlage des Theaters 
hat Aehnlichkeit mit dem Berliner Opernhauſe, und finden wir es namentlich zu 
loben, daß bei einer großen Fülle von Pracht nicht durch Ueberfluß die Schönheit 
verletzt iſt, vielmehr iſt die Dekoration des ganzen Hauſes zierlich und wohlge⸗ 
fällig für das Auge, wie uns z. B. der Kronleuchter ſehr angeſprochen hat, der 
en miniature den des Opernhauses wiedergiebt. 

Es läßt ſich sicherlich erwarten, daß nach einer Zeit, in der wir Alle uns auf 
den Brettern des Welttheaters herumgetummelt haben, nach einer Zeit von po⸗ 
litiſchen Wirren und Stürmen, — ſich gewiß Mancher wieder nach den ftillen 
Hallen der Kunſt ſehnt, in denen er fein ganzes Selbſt nur eben der Kunſt weiht. 
Eine ſolche Zeit der politiſchen Abſpannung iſt jetzt gekommen, und wir hoffen zu 
Gunſten der Künfte und Wiſſenſchaften. — Stettin hat freilich ein ſogenanntes 
Volkstheater beſeſſen, doch wenn durch Unfinn, wie er dort nur gegeben wurde, 
das Volk gebildet werden ſoll, — dann Wehe der Zukunft, Wehe dem Menſchen, 
der ſolche Begriffe von Volksbildung hat. Witz kann bilden, nicht Unſinn in ſei⸗ 
ner kraſſeſten Form. | 

Die Direktion hat viel für eine gute Theater⸗Saiſon gethan, und die Mühe 
und Arbeit derſelben iſt groß und anffrengend geweſen, wenn man bedenkt, daß 
das Theaterperſonal faſt nur aus neuen Mitgliedern beſteht, mit Ausnahme der 
beiden Seidel, welche die Direktoren wacker unterſtützt haben. Mögen die Di⸗ 
rektoren ihre Mühe belohnt erhalten! — 

Die Vorſtellung wurde mit einem Hoch auf das Königliche Haus eröffnet; 
dann folgte eine Feſt⸗Ouverture, die zu lange war und nicht gehörig exekutirt 
wurde, namentlich ſtörten die Trompeten ſehr. — Der Ouverture folgte ein fin⸗ 
niges Feſtſpiel, verfaßt von J. Hein, welches mit dem Tableau von Stettin 
ſchloß. — Zum Beſchluß wurde We aufgeführt. Es iſt zu loben, daß die 
Direktion den Reigen mit einem klaſſiſchen Stücke eröffnet, über das wir bei der 
nächſten Aufführung mehr ſagen werden. Die Aufführung war muſterhaft, und 
Herr Deetz, Herr Zuckmeier und Frl. Kraſemann waren vor allen andern 
Akteurs ausgezeichnet. Herr Altmann ſcheint uns ein Komödiant zu ſein, nicht 
dem es um die wahrhafte Kunſt zu thun iſt; ſeine Dar⸗ | 


— 


ſtellung mißſfiel dem ganzen Publikum. Zum Schluß nur noch Eins: Im Gan⸗ 
zen ſind wir ſehr befriedigt. Dr. B. 


Berliner Börse vom 20. Oetbr. 
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Deutſchland. 
Berlin, 19. Oktober. Die Hanno verſche Zeitung begründet 
ihre Anſicht über die rechtliche Unſtatthaftigkeit der Einberufung eines 
Reichstags im treuen Anſchluß an die Ausführung des hannoverſchen Be⸗ 
vollmächtigten zum Verwaltungsrath durch die Bezugnahme auf die Faſ⸗ 
ſung des rtikel 1 des Bündniſſes vom 26. Mai, welcher „ſämmtlichen 
Gliedern des deutſchen Bundes alle aus dieſem hervorgehen⸗ 
den Rechte und die dieſen Rechten entſprechenden Pflichten 
ausdrücklich vorbehält.“ n 
Nun gehören aber zu den weſentlichen Theilen der Bundesverfaſſung 
pie in derſelben Art. 4, 6 und 7 feſtgeſtellten e und 
das in Art. 7, fo wie in der Wiener Schlußakte Art. 14 vorbehaltene 
Recht, daß über Verfaſſungs⸗Veränderungen nur durch Stimmen 
einheit ein Beſchluß gefaßt werden könne. Unzweifelhaft enthalte der 
beabſichtigte engere Bundesſtaat eine neue Orga niſatien des Bundes, 
und könne alſo nur durch die freie Zuſtimmung ſämmtlicher Glieder des 
alten Bundes ins Leben treten. Sämmtliche Glieder hätten aber keines ⸗ 
weges bis jetzt zugeſtimmt, und folglich könne auch der Verfaſſungs⸗Ent⸗ 
wurf zur Zeit noch gar nicht zur Geltung kommen, noch weniger aber 
einem Reichstage zur Acceptation vorgelegt werden, welcher der alten 
Bundes verfaſſung völlig fremd ſei. Mit der entſchiedenen Ablehnung der 
ſüddeutſchen Staaten, dem Bündniſſe beizutreten, ſei endlich auch die 
Eventualität eingetreten, an welche Hannover und Sachſen gleich bei Ad- 
ſchließung des Bündniſſes den Vorbehalt ihres Rücktrittes geknüpft hätten, 
ſo daß jetzt für Hannover keine andere Wahl bleibe, als das Bündniß zu 
verlaffen, und keine andere Aufgabe, als mit allen Kräften ſeine eigene 
Unabhängigkeit, und damit das alte Recht aller Fürſten in Deutſchland 
egen die ihnen drohenden Gefahren zu wahren. „Hannover will 
Hangover bleiben!“ \ 0 5 
Es iſt möglich, daß dieſe Deduktion genügt, um das hannoverſche 
Gewiſſen über den Rücktritt aus einem ihm längſt läſtigen Vertrage zu 
beruhigen; allein augenſcheinlich laborirt ſie an ſchlimmen Fehlern, denn 
fie iſt weder rechtlich begründet, noch ehrlich gemeint, noch patriotiſch 
edacht. 
5 Die Deduktion geht von der Vorausſetzung aus, daß die Bundes 
akte von 1815 vach allen ihren Theilen zu Recht beſtehe. Preußen, ſagt 
der hannoverſche Bevollmächtigte, habe sel oft und ausdrücklich fein Feſt⸗ 
halten an den Verträgen von 1815 ausgeſprochen, wie denn die ganze 
Faſſung des Bündniſſes vom 26. Mai darüber keinen Zweifel laſſe, daß 
es nur auf dem rechtlichen Boden der Bundesakte (Art. 11) überhaupt 
errichtet ſei. Allein dieſe ganze Schlußfolgerung iſt irrig, weil ſie den Un⸗ 
terſchied überfieht, welcher zwiſchen dem Anerkeuntniß des Bundes und dem 
Beſtehen der Bundes akte liegt. Der Bund der deutſchen Staaten be⸗ 
ſteht, allein die Bundesakte beſteht nur noch in ſo weit, als ſie mit den 
durch das Jahr 1848 darin hervorgebrachten Aenderungen vereinbar iſt. 
Durch rechtliche Beſchlüſſe aller Mitglieder des Bundes iſt im Juni 
1848 die Bundes verſammlung aufgelöft) Alle Beſtimmungen der Bun⸗ 
desafte, welche ſich auf dieſe Verſammlung, als das Organ des Bundes, 
bea find deshalb unwirkſam geworden; wogegen alle Verbindlichkeiten 
der Bundesglieder gegen einander, welche aus dem Zweck des Bundes an 


ſich f r obne dies gemeinſame Organ noch realiſirbar find, unzwel⸗ 


felhaft fortbeſtehen. Weiter find preußiſcher Seits die Anerkeautniſſe über 
den Fortbeſtand des Bundes niemals gegangen, und konnten es auch nicht; 
denn das dauernde Anerkenntniß der Bundesakte in allen ihren Theilen, 
nachdem Preußen mit faſt allen übrigen deutſchen Regierungen die Noth. 
wendigkeit einer anderen Organiſation des Bundes, und zwar mit 
Volksvertretung, einmal ausgeſprochen, und ſich der Nation und ihren 
Vertretern gegenüber verpflichtet hatte, alles zu thun, um eine ſolche ins 
Leben zu rufen, — wäre für die Gegner dieſer neuen Organiſation ja 
nichts als eine Handhabe geweſen, Preußen an der Erfüllung feiner Zu⸗ 
ſagen durch einfache Berufung auf den Art. 7 der Bundesakte zu hindern. 
Heffen - Homburg oder Lichtenſtein waren für ſich allein im Stande, den 
vereinten Anſtrengungen Preußens und Oeſterreichs, falls dieſes mit Preu⸗ 
ßen über die neue Form einverſtanden war, zu widerſtehen, und Hannover 
wäre rechtlich genöthigt geweſen, auf die Seite Homburgs zu treten, und 
von jeder Umgeſtaltung des Bundes zu abſtrahiren, — falls Homburg ſich 
nicht einverſtanden erklärte. So weit iſt alſo niemals nach dem Juni des J. 
1848 noch die Anerkenntniß der Bundesakte Seitens der preußiſchen 
Regierung gegangen, ſie hätte ſich dadurch zu einer offenbaren Abſurdität 
verſtanden. agegen folgt aus dem fortdauernden Anerkenntniß des Bun ⸗ 
des das Recht und die Verpflichtung, für eine neue innere Organiſation 
zu ſorgen, und der Weg, der hierfür eingeſchlagen werden konnte, war, 
nachdem der Verſuch der Vereinbarung mit der Nationalverſammlung miß⸗ 
glückt war, kein anderer, als der eines Bündniſſes zwiſchen denjenigen 
Staaten, welche ſich über die Form der neuen Organiſation mit einander 
verſtändigen mochten. Dieſer Weg war innerhalb des allgemeinen Bundes 
ſchon immer rechtlich möglich geweſen, wie der Art. 11. der Bundesakte 
bezeugt, um wie vielmehr jetzt, wo er der einzige noch übrige Weg war, 
zu einer baldigen Verſtändigung unter einander zu gelangen. Das Recht 
der Bündniſſe der deutſchen Staaten unter einander if aber nicht ein erſt 
durch die Bundegakte konſtituirtes, ſondern ein altes Recht, das ewig ge⸗ 
übt und in der Bundesakte nur konſervirt iſt. Es ſteht alſo auf ganz 
anderer Linie, als die von Hannover geltend gemachten Rechte der Ab⸗ 
ſtimmungsordnung, Rechte, die in den Feſtſetzungen der Bundesakte 


ihre alleinige Quelle haben. Die Deduktion, daß das Bündniß vom 


26. Mai in Verbindung mit dem durch daſſelbe berathenen neuen Verfaſ⸗ 
ſungs » Entwurf nur dann Gültigkeit habe, wenn ſaͤmmtliche Mitglieder 
des alten Bundes nach Art. 4, 6, 7 der Bundesakte ihre ausdrückliche Zu⸗ 
ſtimmung ertheilten, iſt alſo rechtlich unhaltbar. 

Sie iſt aber im Munde der hannoverſchen Regierung auch nicht ehr⸗ 
Mn Der hannoverſche Bevollmächtigte erklart, daß man hannoverſcher 
a niemals eine andere Auffaſſung vom Bündniſſe mit Preußen und 
zachſen gehegt habe. Allein, mit Verlaub, was bewegte denn überhaupt 


die hanndverſche Regierung, einem Bündniſſe beizutreten, welches den 


Montag, den 22. Oktober 1849. 


Zweck hatte, den von ihr mit 


e Verfaſſungs⸗Entwurf ing 
Leben zu rufen, deſſen erſter Artikel F. 1 lautet: „das deutſche Reich 
beſteht aus dem Gebiete derjenigen Staaten des bisherigen Bundes, 


welche die Reichs verfaſſung anerkennen“; wenn nicht die Mög⸗ 


lichkeit obwaltete, daß dieſe Reichsverfaſſung auch ohne den Zutritt ſämmk⸗ 


licher Mitglieder des alten Bundes ins Leben trat. Der ausdrückliche 
Vorbehalt wegen Oeſterreichs Verhältniß zum deutſchen Reich genügte hier 
offenbar allein nicht, um für Hannover und ſonſtige Mitglieder des Bun⸗ 
des die von Hannover jetzt geltend gemachten Rechte aus Artikel 4, 6 u. 
7 der Bundesakte, über die Art der Abſtimmung, zu konſerviren. An 
eine ausdrückliche Zuſtimmun 0 ſämmtlicher Mitglieder des alten Bundes, 
damit die neue Verfaſſung ins Leben trete und Rechtsbeſtand gewinne, hat 
hiernach alſo Hannover bei Abſchluß des Bündniſſes nicht wohl denken 
können. Hat es aber wirklich damals daran gedacht, ſo beweiſe dies nur, 
daß es dem Bündniſſe von Hauſe aus mit der Vorausſicht und in der 
Erwartung beigetreten wäre, die Bedingung feiner rechtlichen Fortexiſtenz 
werde doch binnen kurz oder lang ausbleiben, und Hannover dann zum 
Rückſchritt ſchreiten können. Denn von Oeſterreich, das wußte Herr 
Stüve aus den Verhandlungen mit Herrn v. Prokeſch recht gut, war we- 
der überhaupt ein Beitritt zu erwarten, noch ſelbſt die ausdrückliche 
Wee wh zu einer Organiſation des Bundes in der beabſichtigten 
Weiſe wahrſcheinlich. Dieſe Zuſtimmung war um ſo weniger wahrfchein- 
lich, wenn es Oeſterreich bekannt war, daß man Seitens der Verbündeten 
den ganzen Reichsverfaſſungs⸗Entwurf ebenfalls nur im Sinne der jetzigen 
hannoverſchen Anſchauung betrachtete, d. h. feine endliche Gültigkeit von 
der ausdrücklichen Zuſtimmung ſämmtlicher Glieder des alten Bundes 
abhängig machte; denn für Oeſterreich fehlte es in dieſem Falle an jedem, 
auch, dem entfernteſten Antrieb, ſich mit den Verbündeten zu ver⸗ 
ſtändigen, da ſein bloßes Veto nach Art. 7 der Bundesakte ſchon genügte, 
das ganze Projekt über den Haufen zu werfen und den öffentlichen Zu ⸗ 
ſtand auf die Baſis und die Beſtimmungen der Bundesakte zurückzuführen. 
Hier gab es dann, nach hannoverſcher Auffaſſung, rechtlich keine Mög- 
lichkeit fur die Staaten des geſammten übrigen Deutſchlands, jemals wie- 
der herunterzukommen. Hannover, wenn es dieſe Vorausſicht ſchon bei 
Eingang des Bündniſſes hatte, und dieſe Vorausſicht mußte es haben, 
wenn feine heutige Auffaſſung ſchon die damalige war, mindert alſo da- 
durch um nichts den Vorwurf der Treuloſigkeit, indem es nachweiſt, daß 
es den Vertrag wiſſentlich mit einer Bedingung oder einer reserva- 
tio mentalis einging, welche, wenn nicht ſchon damals als eine unmög⸗ 
liche, doch jedenfalls als eine hoͤchſt unwahrſcheinliche von ihm er- 
kannt wurde. 

Hieraus folgt, daß die ganze Rechtsausführung der hannoverſchen Re- 
gierung auch nicht ehrlich gemeint ſein kann. 

Daß ſie endlich auch unpatriotiſch iſt, darüber enthalten wir uns 
weiterer Ausführung. dad 
(C. €.) 


Das Vaterland mag darüber richten! 

Berlin, 20. Oktober. Der geſtrigen Vorſtellung der Oper „das 
Feldlager in Schleſien“ ging eine jener erhebenden Scenen voran, 
welche als wahrhafte Ausdrücke des Volksgefühls einen wichtigen Augenblick 
in der Tagesgeſchichte der Zeit bezeichnen. Schon der Eintritt in das 
ſtrahlend erleuchtete Haus überraſchte freudig. Alle Logengäuge waren 
mit reichen Feſtons von Kränzen verziert und in den Logen ſelbſt ſtrahlte 
ein ungewöhnlicher Glanz, denn alle Damen waren in Feſtkleidung, 
meiſtens in Weiß, erſchienen. Das „Lied von der Majeſtät“, von dem 


Capellmeiſter Taubert componirt, von Herrn Mantius in Solo und 


im Chor von vierzig Mitgliedern des männlichen Theatercord ausgeführt, 
ging der Vorſtellung voran. Es wurde mit noch geſteigerterem Enthuſiasmus 
als bei der erſten e aufgenommen. Beim letzten Verſe brach 


das ganze Haus in wahrhaften Jubel aus, und dreimal erſcholl laut das 


Hoch!“ auf den König, während die Damen aus den Logen mit den 
Tüchern wehten. Der allgemeine Ruf begehrte das Volkslied: „Heil Dir 
im Siegerkranz!“ das in drei Stroppen, vom geſammten Publikum, 
welches während aller dieſer Vorgänge ſtand, geſungen wurde. Als der 
Geſang ſchwieg, erhob ſich aus den erſten Rang - Logen eine Stimme und 
rief: „Es lebe das ganze Haus Hohenzollern!“ Die Anweſenden ſtimmten 
unter dem Tuſch des Orcheſters in dieſen Ruf ein. Demnächſt erhob ſich 
eine zweite Stimme von den Plätzen der Tribüne mit dem Ruf: „dem 
Prinzen Friedrich Wilhelm, der geſtern den Tag feiner Großjährig⸗ 
keit gefeiert hat“, und auch dieſer Ruf fand fein tauſendſtimmiges Echo, 
und wurde dreifach wiederholt. S. K. H. waren in der Seitenloge an⸗ 
weſend und verneigten ſich nach dieſer Begrüßung nach allen Seiten gegen 
das Publikum. — In dieſem herrſchte wahrhafte Begeiſterung! Wahrlich, 
der Tag iſt gekommen, wo die heiligen Bande zwſchen König und Volk ſich 
feſter als je geknüpft haben. Heil dieſer Stunde! Denn ein ſolches 
Bündniß in Wahrheit und Innigkeit, kann dem Vaterlande nur Segen 
jeglicher Art bringen, in Frieden, Wohlſtand, Geſetzlichkeit und wahrer 
Freiheit! Darum nochmals: Heil dieſer Stunde! (Voſſ. 3.) 

— Mit dem elektriſchen Telegraphen ſoll ſchon von künftiger Woche 
ab eine große Vervollkommnung vorgenommen werden. Durch eine ſinnige 
Vorkehrung wird es möglich werden, die abgeſonderten Depeſchen am 
Ankunftsorte ſofort gedruckt erſcheinen zu laſſen. Hierdurch tritt eine 
außerordentliche Beſchleunigung der Verbreitung ein. 

— Vorgeſtern, an feinem 68ſten Geburtstag ſtarb hier der durch feine 
Wirkſamkeit im Provinzial⸗Schulkollegium für Brandenburg vielfach be⸗ 
kannte Provinzial⸗Schulrath Otto Schulz. i 

— In der geſtrigen Sitzung des Schwurgerichts wurde der Schutz- 
mann Ebert von der Anklage auf verſuchten Todtſchlag mit Auflauern frei⸗ 
geſprochen, da ſich erwies, daß der Betheiligte ſtark betrunken geweſen 


und der Verſuch nur in Drohungen beſtanden habe. 


— Am Abend des 15ten wurde boshafter Weiſe die große Spiegel- 
ſcheibe vor dem Laden des Juwelier Fränkel in der Königsſtraße durch ei⸗ 
nen Steinwurf zerſchmettert, der Thäter, ein ächter demokratiſcher Stra⸗ 
ßenbummler, aber dabei erwiſcht. Die Scheibe ſoll fünfhundert Thaler 
gekoſtet haben. , f 


dem Schulzen und Schmiedemeiſter J. Weſtphal laut 


gerichts⸗Lokale hierſelbſt angeſetzt worden. 


wozu den auswärtigen Gläubigern die Rechtsanwalte 


Heute Morgen hat ein Schutzmann unter der Marſchallsbrücke 
den Apparat, ſo wie auch noch einige Fabrikate der neulich von uns er⸗ 
wähnten Falſchmünzer aufgefunden. N 8 


— Eine ſchon vor ungefähr zwei Jahren in den preußiſchen Staaten paten⸗ 


tirte, für die Kunſt des Klavierſpiels, wie für die Klavierkompoſttionen höchſt 


wichtige Erfindung, nemlich die Schönemann 'ſchon chromatiſchen Oktavenflügel, 
fangen jetzt an, die Aufmerkſamkeit des Pu 
ziehen. Unſere geleſenſten politiſchen Zeitungen bringen ſeit Kurzem nach einan⸗ 
der beſchreibende Aufſätze, in welchen die Voͤrtheile jener Erfindung anerkennend 
hervorgehoben werden. Es ſcheint keinem Zweifel unterworfen, daß mit der Zeit 
alle Klavierſpieler ſtatt des bisherigen Piano's ſich nur des chromatiſchen Okta⸗ 


venpiano's bedienen werden, wodurch eine ſchon häufiger verſuchte Aufgabe gelöſt 


iſt. Daſſelbe eignet ſich beſonders, wo es gilt, große Räume auszufül⸗ 
er Preis deſſelben ſtellt ſich nur wenig höher, als der anderer Piano's. 


Potsdam, 18. Oktober. Wie bereits geſtern berichtet iſt, hat am 
heutigen Tage, als am Tage der Mündigwerdung Sr. Königl. Hoheit des 
Aae Friedrich Wilhelm, die feierliche Aufnahme Hochſtdeſſelben in das 

apikal des Schwarzen Adler⸗Ordens, nach den Beſtimmungen des Ordens⸗ 
Statutes, ſtattgefunden. 1170 AN, 
Nachdem Se. Königl. Hoheit der Prinz Friedrich Wilhelm das durch 
die Ordens⸗Statuten vorgeſchriebene Gelübde abgeleiſtet und die feier⸗ 
liche Aufnahme ſtattgefunden hatte, fand, allen Anweſenden unerwartet, 
eine zweite bedeutungsvolle Feierlichkeit ſtatet. 

Se Majeftät der König hatten nämlich beſchloſſen, in dem ſtatuten⸗ 
mäßig nach erfolgter Aufnahme des Prinzen Friedrich Wilhelm Königl. 
Hoheit abzuhaltenden Ordenskapital Allerhöchſtihren General von der Ka⸗ 
ballerie und Miniſter⸗Präſidenten, Grafen von Brandenburg, und Aller⸗ 
höchſtihren General der Kavallerie und Ober⸗Befehlshaber in den Marken, 
von Wrangel, zu Rittern des Schwarzen Adler⸗Ordens zu ernennen. Es 
910 4 Stern und Band denfelben 1 und die feierliche Aufnahme 
bis zu einer anderen Gelegenheit ausgeſetzt werden. Indeſſen hatten Se. 
Majeſtät an demſelben Morgen erfahren, daß die beiden Generale wahr⸗ 


ſcheinlich nach Schloß Babelsberg zur Beglückwünſchung Sr. Königl. Ho⸗ 
Gerichtliche Vorladungen: 


DREHEN Pr oO ea m a. ine” 
Es werden alle diejenigen, welche aus irgend einem 

Rechtsgrunde Forderungen und Anſprüche an folgende, 
auf der Feldmark des Gutes Zarrenvorf belegene, vo 


worde 
len. 


Konträkte vom 7ten Juli d. J. an nachſtehende, Büd⸗ 
ner zu Neu Zarrendorf verkaufte Wieſengrundſtücke, 


Als: aan 2 

1) des J. Schröder, von 6 Morg. 56 OR., 

2) des J. Cecorsky, von 1 Morg. 46 OR., 

3) des H. Streufert, von 2 Morg. 102 OR., 

4) des F. Andre, von 1 Morg. 51 OR., 

5) des Moritz Schmidt, von J Morg. 51 OR., 

6) des C. Lentz, von 2 Morg. 102 OR., 

7) des J. Pohl, von 1 Morg. 51 OR., und 
8) des D. Brandt, von 3 Morg. 152 OR. 
Magdeburger Maß, haben, hierdurch aufgefordert, ſolche, 
und zwar für jedes dieſer Grundſtücke beſonders, in 
folgenden Terminen: 
den öten und 19ten Oktober und 2ten November d. J., 
ö f N Morgens 11 Uhr, J 
vor dem Königl. Kreisgerichte gehörig anzumelden und 
zu beglaubigen, bei Strafe der im letztgedachten Ter⸗ 
mine zu erlaſſenden Präkluſion. 

Greifswald, den l0ten September 1849. 

Königl. Kreisgericht. I. Abtheilung. 
WL. s.. Dr. Teßmann. 


Pyramiden, 


Jun e Edietal Citation. 

Ueber den Nachlaß des am 2ten Februar d. J. zu 

Barnimslow verſtorbenen Krügers Chriſtian Friedrich 

Fiſtler iſt der erbſchaftliche Liquldations⸗Prozeß eröff⸗ 

net, und zur Anmeldung und Nachweiſung der Forde⸗ 

rungen ſämmtlicher Gläubiger ein Termin auf 
den 23ſten November 1849, Vormittags 
n : 4 


uhr,; . a 
vor dem Herrn Obergerichts⸗Aſſeſſor Jacobi im Kreis⸗ 
g Zu dieſem 
Termine werden alle Diejenigen, welche einen Anſpruch 
an den Nachlaß zu haben vermeinen, hierdurch vorge⸗ 
laden, entweder perſönlich oder durch zuläſſige, mit genommen. 
Vollmacht und Information verſehene Mandatarien, 
Pfotenhauer, Hoffmann, Pitzſchk) in Vorſchlag gebrgcht 
werden, zu erſcheinen, und ihre Anſprüche durch Ein⸗ 
reichung der darüber ſprechenden Dokumente oder auf 
andere Art nachzuweiſen. Wer ſich nicht meldet, wird 
aller etwanigen Vorrechte verluſtig erklärt und nur an 
Dasjenige, was nach Befriedigung der ſich meldenden 
Gläubiger von der Maſſe noch übrig bleiben mögte, 
verwieſen werden. * i 

Stettin, den ten Juli 1849. 1 
Königl. Kreisgericht. Abtheilung für Prozeßſachen. 


KKK 2 8 


Verkäufe beweglicher Sachen. 


heit des Prinzen Friedrich Wilhelm kommen würden, und hatten nun be⸗ 


feierlich zu ertheilen. 


üblikums in hohem Grade auf ſich zu | 


r Geschäfts-Bröffnung. 2 


Den geehrten Herrſchaften hiermit die ergebene Anzeige, daß wir heute, 


Oktober, unſere neu Siebel Conditorei Louiſenſtr. No. 740 


früher Methier's Lokal, unter der Firma } 


L. Holtz 


eröffnen, und empfehlen uns zur prompten und reellen Anfertigung jeder gütigen Beſtellung, als Auffätze, 
Bienenkörbe, Baumkuchen, Torten, alle Sorten Eis, 
Gelées, Deſſert⸗Sachen, ſo wie der verſchiedenſten eingemachten Früchte, nebſt allen zur Conditorei gehörenden 
Confitüren und Getränken. b se 
Gütige Beſtellungen von außerhalb werden wir prompt und auf das Sorgfältigſte liefern. Jonſte 
Zur Unterhaltung der uns beehrenden Gäſte werden wir hinreichend für Zeitungen und Jour⸗ 


nale ſorgen, und ſchmeicheln uns mit der Hoffnung, bald die Gunſt eines hochgeehrten Publikums zu erwerben, 


— — — 
Den geehrten Bewohnern hier und auswärts, ſo wie unfern verehrten Gönnern zur Nachricht, daß mir 
unſere COS DRTO RI, früher unter der Firmg: N 5 


ſeit zwei Jahren bereits unter der Firmg: 


GEBRÜ 


von der Louiſenſtraße No. 740 nach der N 511 
70 Ta f ee VAR al 97 
leinen Domstrasse No, 685 
verlegt haben, und erſuchen, das uns bisher geſchenkte Zutrauen auch ferner zu bewahren. 
Beſtellungen auf Torten, 
werden jederzeit angenommen und N 
Auch werden Beſtellungen in der Conditorei des neuen Schauspielůkauses entgegen 


u 2öflen Oktober c., um 11 Uhr: viele und gute J 8888 8 8 ER . a 
aft eo Parthie Fr El 
Meß⸗Inſtrumente, als Bouſſole, Nivellir⸗Waage ze. 


Bermliethu ungen. 


In meinem Hauſe, große Laſtadie No. 83 b., find 
mehrere Läden zu vermiethen. 


ſchloſſen, dieſe Gelegenheit zu benutzen, um denſelben ſofort die Inveſti 
f Allerhöchſtdieſelben hatten aher Bes e | 
daß die beiden Generale noch ſchleunigſt zu der Feierlichkeit der Inpeſtitur 
Sr. Königl Hoheit des Prinzen Friedrich Wilhelm befohlen werden ſollten 
und es konnten dieſelben wirklich noch rechtzeitig zu der Feier im Neuen 
Palais eintreffen. Se. Majeftät der König eröffneten nun vor Beginn 
der Feier den um Allerhöchſidieſelben verſammelten Ritter des Schwarzen 
Adler⸗Ordens Allerhöchſtihre Intention, welche mit Aeclamation aufgenom⸗ 
wen wurde, und hierauf thaten, nachdem die Aufnahme des Prinzen in 
das Kapital erfolgt war, Se. Majeſtät den zur Feier um den Thron ver⸗ 
ſammelten Perſonen kund, daß Allerhöchſtdieſelben noch eine andere Feier. 
lichkeit vorzunehmen beabſichtigten und zweien hier anweſenden Männern 
die Juveſtitur ertheilen würden. Während deſſen holten vier von Sr. 
Majeſtät inzwiſchen zu Aſſiſtenten aufzunehmenden Ritter — zwei für je 
Einen — ernannte Ritter des Schwarzen Adler⸗Ordens den Grafen von 
Brandenburg und den Gereral von Wrangel, ihnen völlig unerwartet, vor 
den königlichen Thron. Se. Majeſtät redeten nun die beiden Generale 
mit huldvollen Worten an und eröffneten ihnen, welche Gnade Allerhöchſ⸗ 
dieſelben ihnen zugedacht hätten. Se. Majeſtät forderten hierauf von en 
beiden Aufzunehmenden das Ordensgelübde; nachdem ſie dieſes abgeleiſet 
wurden ſie von den Aſſiſtenten mit dem Mantel bekleidet und von Gl. 
Majeſtät Allerhöchſtſelbſt mit der Ordenskette geſchmückt und dur 
die Accolade feierlich in den vornehmſten Orden der Monarchie aufge 
nommen. f 1165 (St. A.) 


Dres deu, 17. Oktober. Der Poſtamts⸗Acceſſiſt Kopfe hat ſich ben. 
gangene Nacht heimlich von hier entfernt. Man vermißt eine Summe von 
circa 2000 Thlr. ö nn ee 


Theune, 


Stadtverordneten⸗Verſammlung. 
Die Sitzung am Dienſtag den 23. d. M. fällt aus. 


Montag den löten | 


& Comp. 


in Früchten und beliebigen anderen Formen, 


IL. Holtz & Comp. 


A. Meihier & 00% 
DER DERANY, 


Gefrornes, Küchen jeder Art und alle in unſer Fach einſchlagende Artikl 


auf das Sorgfüältigſte ausgeführt. 


Gebr. Jenn, Conditoren. 


"pie Damenhut-Fabrikes 


57 f von g 
+ F. Haiser in Berlin 
n unterhält während des diesjährigen Herbſt⸗ 
23 marktes hierſelbſt im Hauſe des Goldarbeiters 
F. Luckwaldt, Roßmarkt u. Mönchenſtraßen⸗ 
Ecke No, 605—606, ein vollſtändig aſſortirtes 
Lager aller Arten Damenhüte, und empfiehlt 
die feinſten Velours⸗ und Atlas hüte nach den 


Nhe 


ve 


Gustav W ellmann. | % 


= 


In unſerer Baumſchule ſtehen 90 
160 Stück hochſtämmige Ahornbäume, 
10 „ Lerchenbäume, 

200. * = Maulbeerbäume und 
200 - halbſtämmige Maulbeerbäume 
zum Verkauf. 605 { 

Käufer wollen ſich an den Stadtgärtner Krüger 
wenden. Stettin, den 19ten Oktober 1849. 
Die Oekonomie⸗Deputation des Magiſtrats. 


u 


Auktionen. 

25ſten und 26ſten Oktober e., Vormit⸗ 
tags 9 Uhr, Pelzerſtraße No. 660, über Stutz⸗ und 
Taſchen⸗Uhren, Prätioſen, Gold, Silber, Glas, Por⸗ 
zellain, Kleidungsſtücke, Leinenzeug, mahagonp und 
dirkene Möbel aller Art, Haus⸗ und Küchengeräth; 


Auktion am 


Die Wittwe Hauck aus Schleſien 


Dienſt⸗ und Beſchäftigungs⸗Geſuche. 2% neueſten Pariſer Modells, fo wie Sammetz, 


55 Halbſammet⸗ und Mancheſter⸗Hüte in den ge⸗ 
ſchmackvollſten Fagons, in größter Auswahl 
und zu den billigſten Preiſen. 


;orsets für Damen 


empfiehlt die Fabrik von 


&. Lottner aus Berlin 


dieſen Markt allen bochgeehrten Damen in ſchönſſtt 
Auswahl, vorzüglich gut sitzend, neueſter Fagon, ſo wie 


Eine mit guten Zeugniſſen verſehene Wirthſchafterin, 
die der herrſchaftlichen Küche vorſtehen muß, wird nahe 
bei Stettin auf einem Rittergute ſofort geſucht. Nä⸗ 
heres in der Exped. d. Bl. 1 


e 
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Anzeigen vermiſchten Inhalts. 


empfiehlt ſich zu dieſem Markt mit allen Sorten Hanf⸗ 
und ſchleſiſcher Leinewand, Tiſchzeug, Bettzeug und 
Taſchentüchernz ſie verſpricht die billigſten Preiſe und Roßhaar⸗Röcke und Stepp⸗Röcke nebſt geſtickten, Unter 
bittet um geneigten Juſpruch. Die Bude ſteht auf] Röcken zu den bilfigffen Preiſen. Der Verkauf it am 
dem Roßmarkt, geradeüber dem Haufe des Goldarbei⸗] Haufe des Uhrmachers Herrn Priem, kleine Do mf, 
ters Herrn Luckwaldt. No. 686, Ecke des Kohlmarkts. 


